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Geſetzhlatt 
für die Freie Stadt Danzig 


Nr. 9 Ausgegeben Danzig, den 4. März 1922 


Inhalt. Oe zur Abänderung des e vom 24. 6. 1891 in der Faſſung der Bekanntmachung 
vom 19. 6. 1906 (G.⸗S. 260) — Körperſchaftsſteuergeſetz — 47). Wertzuwachsſteuergeſetz (S. 8 95 Geſetz betreffend 
Aenderung der §§ 106, 101 des Geſetzes vom 30. Juli 1883 Aber die allgemeine Vanbesvermal (S 56). 


20 Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 


Geſetz 
zur Abänderung des Einkommenſteuergeſetzes vom 24. 6. 1891 in der Faſſung der Bekannt⸗ 
machung vom 19. 6. 1906 (G.⸗S. S. 260) — Körperſchaftsſteuergeſetz — 


Artikel I. 

9 1 Ziffer 4—6 des preuß. Einkommenſteuergeſetzes vom 24. Juni 1891 in der Faſſung der Bes 
kanntmachung vom 19. Juni 1906 (G.⸗S. S. 260) — ſubjeklive Steuerpflicht — wird durch folgende Bee 
ſtimmung erſetzt: 

Einkommenſteuerpflichtig ſind: 

1. alle juriſtiſchen Perſonen des öffentlichen und des bürgerlichen Rechts, ſowie alle Berggewerkſchaften, 
2. nicht rechtsfähige Perſonenvereinigungen, Anſtalten, Stiftungen und andere Zweckvermögen, ſoweit 
ihr Einkommen nicht unmittelbar bei einem anderen Steuerpflichtigen der Einkommenbeſteuerung 
unterliegt (Körperſchaften). 
Artikel II. 

§ 2 Abſatz 2 des Einkommenſteuergeſetzes — ſubjektive Steuerpflicht — erhält folgende Faſſung: 
„Liegt der Sitz und der Ort der Leitung im Auslande, ſo beſchränkt fic) die Steuerpflicht auf 
das Einkommen aus inländiſchem Grundbeſitz, aus einem im Inlande betriebenen Gewerbe und 
der Unterhaltung von Handels- und Gewerbeanlagen.“ 


Artikel III. 

Als neuer Paragraph iſt einzuſchalten: 

§ 2a. 

Alle nach § 2 Abſ. 2 ſteuerpflichtigen Körperſchaften Eh auf Verlangen der Steuerbehörde 
innerhalb zwei Wochen einen Steuervertreter zu beſtellen und innerhalb dieſer Friſt dem Steueramt namhaft 
zu machen. Der Steuervertreter muß ſeinen dauernden Wohnſitz im Inlande haben und den Erforderniſſen 
des Abſ. 2 genügen. 

Der Steuervertreter hat alle ſteuerlichen Pflichten zu erfüllen, die der von ihm vertretenen Körper⸗ 
ſchaft obliegen; er hat dafür zu ſorgen, daß die Steuern rechtzeitig in voller Höhe entrichtet werden. Für 
Zwangsgeldſtrafen und Sicherungsgelder, die gegen den Steuervertreter erkannt und für Koſten für Zwangs⸗ 
mittel, die gegen dieſen feſtgeſetzt werden, haftet neben ihm die von ihm vertretene Körperſchaft. 

Auf Erfordern der Veranlagungsbehörde hat die Korperſchaft für die zu erwartenden Steuer⸗ 
forderungen in ausreichender Höhe Sicherheit zu leiſten. Die Beſtellung eines Steuervertreters kann mit 
einer gegebenenfalls zu wiederholenden Geldſtrafe bis zu 30000 Mk. erzwungen werden. Die Strafe iſt 
von der Veranlagungsbehörde feſtzuſetzen. Gegen die Feſtſetzung ijt innerhalb drei Wochen die Beſchwerde 
beim Senat zuläſſig. 


— 


10. 


10. 


1 


14. 


15. 


s IR 
Artikel IV. 
In § 3 des Einkommenſteuergeſetzes — fubjeftive Befreiungen — iſt hinter Ziffer 4 einzufügen: 


die Freie Stadt Danzig, ihre Gemeinden, Gemeindeverbände und die Unternehmungen, deren Er⸗ 


träge ausſchließlich der Freien Stadt Danzig oder ihren Gemeinden und Gemeindeverbänden zus 
fließen, 


die Träger der geſetzlichen Kranken-, Unfall⸗, Invaliden⸗, Hinterbliebenen- und Angeſtelltenverſicherung, 
„inländiſche Perſonenvereinigungen und Zweckvermögen, die nach der Satzung oder ſonſtigen Verfaſſung 


ausſchließlich gemeinnützigen oder mildtätigen Zwecken N falls eine ſolche Zweckbeſtimmung durch 
die oberſte Steuerbehörde anerkannt worden iſt, 


rechtsfähige Penſions⸗, Witwen⸗, Waiſen⸗, Sterbe⸗, Unterſtützungs⸗ und ſonſtige Hilfskaſſen für Fälle 


der Not oder der Arbeitsloſigkeit ſowie nicht rechtsfähige Kaſſen dieſer Art, wenn die dauernde Ver⸗ 
wendung der Einkünfte für die Zwecke der Kaſſen geſichert iſt, 


. juriftifche Perſonen, denen unter Wahrung der Gegenſeitigkeit nach beſonderen mit anderen Staaten 


getroffenen Vereinbarungen ein Anſpruch auf Befreiung von den perſönlichen Steuern zuſteht, 

geſetzliche Berufs- und Wirtſchaftsvertretungen, ſowie wirtſchaftliche Verbände ohne öffentlich- rechtlichen 

Charakter, deren Zweck nicht auf einen wirtſchaftlichen Geſchäftsbetrieb gerichtet iſt. 

Der Senat wird ermächtigt, auch an andere Körperſchaften auf Antrag Steuerbefreiung zu gewähren 
Artikel V. £ 

§ 5 des Einkommenſteuergeſetzes — objektive Befreiungen — erhält folgende Zuſätze: 


. Bei den öffentlichen Sparkaſſen, ſowie Genoſſenſchaften und deren Verbandskaſſen, wenn der 


Geſchäftsbetrieb ſich auf den Kreis der Mitglieder beſchränkt, der Teil der Einfünfte, der auf den 
eigentlichen Sparkaſſenverkehr entfällt, 


. bei ſolchen Vereinigungen, Anſtalten, Stiftungen und Zweckvermögen, welche kirchlichen Zwecken 


dienen, die für dieſe Zwecke unmittelbar verwendeten Einkünfte, 

die Einkünfte der Perſonenvereinigungen und Zweckvermögen, die nach der Satzung, Stiftung oder 
ſonſtigen Verfaſſung ausſchließlich gemeinnützigen oder mildtätigen Zwecken zugeführt werden, falls 
eine Zweckverwendung im Sinne dieſer Vorſchrift von der oberſten Steuerbehörde anerkannt iſt, 
bei Verſicherungs⸗, Aktiengeſellſchaften, die zu Rücklagen für Leiſtungen aus Verſicherungen er⸗ 
forderlichen Beträge, bei Verſicherungsvereinen auf Gegenſeitigkeit die Einkünfte aus Grundbeſitz 
und Kapitalvermögen, ſoweit fie auf Rücklagen entfallen, die ſatzungsgemäß zur Deckung der 
Verpflichtungen des Unternehmens gegen feine Mitglieder beſtimmt ſind, 


bei Kommanditgeſellſchaften auf Aktien der Teil des Gewinns, der an perfonlid) haftende Geſell⸗ 


ſchafter auf ihre nicht auf das Stammkapital gemachten Einlagen oder als Vergütung (Tantieme) 
verteilt wird, 


bei Erwerbsgeſellſchaften, die nachweislich ſeit Beginn der der Veranlagung zu Grunde gelegten 


Geſchäftsjahre mindeſtens ein Fünftel der geſamten Aktien, Kuxe, Anteile und Genußſcheine einer 
anderen Erwerbsgeſellſchaft beſitzen, die hierauf entfallenden Anteile jeder Art, 

Beiträge der Mitglieder von Perſonenvereinigungen, ſowie geſellſchaftliche oder genoſſenſchaftliche 
Einlagen, 


Einkünfte politiſcher Parteien und Vereine, ſoweit fie nicht aus eigenem Gewerbebetriebe oder 
Grundbeſitz ſtammen. : 


Der Senat wird ermächtigt, weitere Befreiungen von der Beſteuerung auf Antrag zu gewähren. 


Artikel VI. 
§ 8 II des Einkommenſteuergeſetzes — Abzüge — erhält folgenden Zuſatz: 


bei nichtphyſiſchen Perſonen die Zuwendungen an Unterſtützungs-, Wohlfahrts- und Penſionskaſſen 


des Betriebes, wenn die dauernde Verwendung der Beträge der Kaſſen geſichert iſt, ferner die zur 
Deckung von Unterbilanzen ſolcher Geſchäftsjahre, die bei der Veranlagung ſonſt nicht mehr in 
Betracht kommen, eingeſtellten Beträge, ſoweit Reſervefonds zu ihrer Deckung nicht zur Verfügung 
ſtehen, 


u 
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7. bei nichtphyſiſchen Perſonen die Steuer gemäß § 10, Abſ. 1 des Grunderwerbsſteuergeſetzes vom 
12. September 1919 (R.⸗G. S. 1617) oder die für dieſe Steuer gemachten jährlichen Rücklagen, 

8. bei Körperſchaften, deren Zweck die Förderung des Wohnungsbaues iſt, die Grunderwerbſteuer, 
welche für die zu dieſem Zwecke erworbenen Grundſtücke entrichtet iſt, 

9. bei ſolchen Körperſchaften zum gemeinſchaftlichen Einkauf von Lebensmitteln und Wirtſchafts⸗ 
bedürfniſſen im großen und Ablaß im kleinen (Konſumvereine), welche ihre Tätigkeit auf den Kreis 
ihrer Mitglieder beſchränken, Verwendungen zu Geſchäftserweiterungen oder Kapitalabtragungen. 


§ 8 III des Einkommenſteuergeſetzes — nicht abzugsfähige Beträge — erhält folgenden Zuſatz: 
3. bei nichtphyſiſchen Perſonen die Aufwendungen für die Erfüllung der durch die Stiftung, Satzung 
oder ſonſtige Verfaſſung vorgeſchriebenen Zwecke des Steuerpflichtigen, auch wenn ſie auf einem 
Privatrechtstitel beruhen. 
Artikel VII. 
88 15 und 16 des Einkommenſteuergeſetzes — ſteuerpflichtiges Einkommen der Aktiengeſellſchaften und 
ſo weiter — werden aufgehoben. 
Artikel VIII. 


§ 18 des Einkommenſteuergeſetzes — G. m. b. H.-Tarif — wird aufgehoben. An feine Stelle 

treten folgende Beſtimmungen: 
die Steuerpflicht der nichtphyſiſchen Perſonen beginnt mit einem Einkommen von mehr als 
1000 Mk. Die ſteuerpflichtigen Einkommensbeträge werden auf 100 Mk. nach unten abgerundet. 
Die Steuer beträgt 10 v. H. des ſteuerpflichtigen Einkommens. 
Bei Erwerbsgeſellſchaften, welche Gewinne ausſchütten, erhöht ſich die Einkommenſteuer hinſichtlich 
der ausgeſchütteten Beträge um 
2 v. H. der ausgeſchütteten Beträge, wenn die Gewinnausſchüttung über 3 v. H., aber nicht mehr als 
4 v. H. des Grund- oder Stammkapitals beträgt, 2 

3 v. H. der ausgeſchütteten Beträge, wenn die Gewinnausſchüttung über 4 v. H., aber nicht mehr als 
6 v. H. des Grund⸗ oder Stammkapitals beträgt, 

4 v. H. der ausgeſchütteten Beträge, wenn die Gewinnausſchüttung über 6 v. H., aber nicht mehr als 
8 v. H. des Grund: oder Stammkapitals beträgt, 

5 v. H. der ausgeſchütteten Beträge, wenn die Gewinnausſchüttung über 8 v. H., aber nicht mehr als 
10 v. H. des Grund» oder Stammkapitals beträgt, 

6 v. H. der ausgeſchütteten Beträge, wenn die Gewinnausſchütlung über 10 v. H., aber nicht mehr als 
12 v. H. des Grund- oder Stammkapitals beträgt, 

7 v. H. der ausgeſchütteten Beträge, wenn die Gewinnausſchüttung über 12 v. H., aber nicht mehr als 
14 v. H. des Grund⸗ oder Stammkapitals betragt, 

8 v. H. der ausgeſchütteten Beträge, wenn die Gewinnausſchüttung über 14 v. H., aber nicht mehr als 
16 v. H. des Grund⸗ oder Stammkapitals beträgt, 

9 v. H. der ausgeſchütteten Beträge, wenn die Gewinnausſchüttung über 16 v. H., aber nicht mehr als 
18 v. H. des Grund- oder Stammkapitals beträgt, 

10 v. H. der ausgeſchütteten Beträge, wenn die Gewinnausſchüttung über 18 v. H. hinausgeht. 

Als Erwerbsgeſellſchaften gelten Aktiengeſellſchaften, Kommanditgeſellſchaften auf Aktien, Berggewerk⸗ 
ſchaften und Geſellſchaften m. b. H., ferner ſonſtige Perſonenvereinigungen mit wirtſchaftlichem Geſchäfts⸗ 
betriebe, deren Zweck die Erzielung wirtſchaftlicher Vorteile für ſich oder ihre Mitglieder iſt. Verſicherungs⸗ 
vereine auf Gegenſeitigkeit, ſoweit fie nur Mitglieder verſichern, gelten nicht als Erwerbsgeſellſchaften in 
dieſem Sinne. 

Als Gewinnausſchüttungen gelten alle Gewinnanteile irgendwelcher Art, die aus dem ſteuerbaren 
Einkommen oder aus dem Einkommen früherer Jahre verteilt werden, insbeſondere auch ſolche, welche vor 
der endgültigen Verteilung an die Mitglieder vorweg gezahlt worden ſind. Soweit ein Grund⸗ oder Stamm⸗ 
kapital nicht vorhanden iſt, tritt an ſeine Stelle die Summe der Einlagen oder Anlagewerte. 

Bei Erwerbsgeſellſchaften, die nur beſchränkt ſteuerpflichtig find, (Art. II des Geſetzes) unterliegt 
der Steuer von der Gewinnausſchüttung nur der Teil der ausgeſchütteten Gewinne, der verhältnismäßig 
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auf das inländiſche Grundvermögen und den inländiſchen Gewerbetrieb entfällt. Daneben kann ein Ausgleichs⸗ 
zuſchlag von 10 v. H. vom Rohertrage ihrer inländiſchen Einkommensquellen ohne Abzug der Werbungskoſten 
(§ 8) erhoben werden, falls der Steuerbehörde nicht einwandfrei nachgewieſen wird, daß der Reinertrag für 
Danzig in einer Weiſe ermittelt iſt, der dem Geſamtreinertrage des Unternehmens (im In- und Auslande) 
in wirtſchafilicher Beziehung tatſächlich entſpricht. Gegen die Feſtſetzung des Ausgleichszuſchlages iſt inner⸗ 
halb 4 Wochen nach Bekanntgabe der Einſpruch bei der Veranlagungsbehörde und gegen den hierauf 8 
Beſcheid innerhalb 4 Wochen die Beſchwerde bei der oberſten Steuerbehörde zuläſſig. 


Artikel IX. 


8 18 a. 

Erwerbsgeſellſchaften haben bei Erlöſchen ihrer laufenden Steuerpflicht (Auflöſung der Geſellſchaft) 
noch einen Jahresſteuerbetrag zu entrichten, von dem Durchſchnittsgewinn der drei letzten Geſchäftsjahre 
unter Hinzurechnung des Betrages, um den das zur Verteilung kommende Vermögen das Grund- oder 
Stammkapital oder die Summe der Einlagen überſteigt, ſoweit nicht von dieſem Betrage ſchon Einkommen⸗ 
ſteuer erhoben iſt, oder er nicht aus ſteuerfreien Vermöͤgenszugängen ſtammt. 

Beſteht eine Geſellſchaft mindeſtens 5 Jahre, ſo iſt der im Abſatz J bezeichnete Betrag, ſoweit er 
nicht ſchon in früheren Jahren verteilt iſt, geſondert zu verſteuern und zwar nach den Steuerſätzen, die ſich 
bei der Verteilung des Ueberſchuſſes auf die letzten 5 Jahre ergeben, mindeſtens aber mit 12. v. H. 

Wird der Sitz und der Ort der Leitung einer Erwerbsgeſellſchaft ins Ausland verlegt, fo finden Abſ. 
1 und 2 finngemäß Anwendung. An die Stelle des zur Verteilung kommenden Vermögens tritt der 
gemeine Wert des vorhandenen Vermögens. Die Steuer bleibt bis zu dem Betrage unerhoben, der im 
Verhältnis des im Inlande verbliebenen Grund⸗ und Betriebsvermögens dem geſamten Vermögen der 
Geſellſchaft entſpricht. 


Als neuer Paragraph iſt einzufügen: 


Artikel X. 

§ 21 Abſ. 4 des Einkommenſteuergeſetzes — Veranlagungsort wird durch folgende Beſtimmung erſetzt: 
Die Veranlagung der nichtphyſiſchen Perſonen erfolgt an dem Orte, wo ſie im Gebiete der Freien 
Stadt Danzig ihren Sitz haben oder wo der Grundbeſitz, die gewerbliche oder Handelsanlage oder 
die Betriebsſtätte liegt. Kommen hiernach mehrere Orte in Frage, ſo beſtimmt die oberſte Steuer⸗ 
behörde den Veranlagungsort. 

Artikel XI. 


In § 25 Abſ. 2 des Einkommenſteuergeſetzes — Einreichung von Geſchäftsberichten uſw. — iſt 
an Stelle der Worte: „Die im § 1 Nr. 4 und 5 bezeichneten nichtphyſiſchen Perſonen“ zu ſetzen: „Die 
Erwerbsgeſellſchaften“. 

Artikel XII. 


Bezüglich des Fortfalls der Gemeindezuſchläge gelten die Artikel 17, 18 und 19 des Geſetzes zur 
Regelung der Einkommenſteuer vom 27. Juni 1921 (G. Bl. Danzig S. 75 ff /). 
Artikel XIII. 
In den Fällen, in denen entweder nur Staats⸗ oder nur Gemeindeſteuerpflicht vorliegt, iſt die 
volle tarifinäßige Steuer an den Staat bzw. an die Gemeinde zu entrichten. 
Artikel XIV. 
8 71 des Cinkommenſteuergeſetzes — Nichterhebung der Steuer von Geſellſchaften einer G. m. b. H. — 
wird beg 
Artikel XV. 


Diefes Geſetz tritt mit dem 1. April 1921 in Kraft. 


Artikel XVI. 
Der Senat wird mit der Ausführung dieſes Geſetzes beauftragt. 


Danzig, den 18. Februar 1922. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Ziehm. Dr. Volkmann. 


51 ; 
21 Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 
Wertzuwachsſteuergeſetz. 


BE 

Von dem Wertzuwachs, der bei Veräußerung von inländiſchen Grundſtücken oder Grundſtücksteilen 
entſtanden iſt, wird gemäß den Vorſchriften dieſes Geſetzes eine Abgabe (Zuwachsſteuer) erhoben. 

e ſind: 

. alle Rechtsgeſchafte, durch die der Anſpruch auf Erwerb des Eigentums an einem Grundſtück 

oder Grundſtücksteile begründet oder übertragen wird, 

2. alle Rechtsgeſchäfte, durch die der Anſpruch auf Abſchluß eines Eggentumsübertragungsgeſchäftes 
im Sinne der Ziffer 1 begründet oder auf einen andern übertragen wird, 

3. alle Rechtsvorgange, durch die ein Eigentumserwerb an einem Grundſtück oder Grundſtücksteile 
erfolgt, ohne daß ein ſteuerpflichtiges Rechtsgeſchäft der zu 1 genannten Art vorangegangen iſt, 

4. Rechtsvorgänge, die es ohne Übertragung des Eigentums einem anderen ermöglichen, über das 
Grundſtück oder einen Grundſtücksteil wie ein Eigentümer zu verfügen, 

5. Rechtsgeſchäfte, durch die jemand ermächtigt wird, ein Gründſtück ganz oder teilweiſe auf eigene 
Rechnung zu veräußern, 

6. die Abertragung von Rechten an dem Vermögen einer Geſellſchaft m. b. H., einer Kommandit⸗ 
geſellſchaft, einer Gewerkſchaft, eingetragenen Genoſſenſchaft, eines eingetragenen Vereins oder einer 
offenen Handelsgeſellſchaft, ſoweit das Vermögen der Unternehmung aus Grundſtücken beſteht, 
wenn entweder zum Gegenſtand der Unternehmung die Verwertung von Grundſtücken gehört, oder 
wenn die Unternehmung zu dem Zwecke geſchaffen iſt, um die Zuwachsſteuer zu erſparen, 

7. Rechtsgeſchäfte, durch die ein ſteuerpflichtiges Geſchäft verdeckt werden ſoll oder verdeckt wird. 

8 2. 
Die Vorſchriften dieſes Geſetzes finden ebenſo auf Berechtigungen Anwendung, für welche die ſich 
auf Grundſtücke beziehenden Vorſchriften des bürgerlichen Rechtes gelten. 
§ 3. 
Die Steuerpflicht wird nicht begründet beim Erwerb: 
a) durch einen Ehegatten von dem anderen Ehegatten, 
b) durch Abkömmlinge von den Eltern, Großeltern und entfernteren Voreltern. 
888 

Die Steuerpflicht wird ausgeſchloſſen, inſoweit der Veräußerer auf Grund des Erbſchaftsſteuer⸗ 

geſetzes vom 10. September 1919 (R. G. Bl. S. 1543) ſteuerpflichtig iſt. 
§ 5. 

Zur Entrichtung der Zuwachsſteuer iſt der Veräußerer oder derjenige verpflichtet, der ihm nach § 1 
oder § 2 gleichſteht. 

Für die Zuwachsſteuer haften außer dem Veräußerer der Erwerber und alle am Veräußerungs- 
geſchäft beteiligten Zwiſchenerwerber. Der Veräußerer und die Zwiſchenerwerber haften jedoch für die Steuer 
nur inſoweit, als es dem auf das von ihnen abgeſchloſſene Rechtsgeſchaft entfallenden Wertzuwachs entſpricht. 
Dieſe Beſtimmung findet keine Anwendung beim Erwerb im Wege der Zwangsverſteigerung. 

Erwerber und Zwiſchenerwerber als ſolche können erſt in Anſpruch genommen werden, wenn gegen 
den Veräußerer der Anſpruch ohne Erfolg geltend gemacht worden iſt oder die Durchführung gegen den 
Veräußerer untunlich iſt. 

Die Haftung des Erwerbers und aller am Veräußerungsgeſchäft beteiligten Zwiſchenerwerber erliſcht 
inſoweit, als der Veräußerer einen entſprechenden Betrag bezahlt oder ſichergeſtellt hat. Die Haftung er⸗ 
liſcht ganz nach Ablauf eines Jahres ſeit Zuſtellung des Zuwachsſteuerbeſcheides an den Veräußerer. 

6. 

Von der Steuerpflicht befreit ſind: 5 

1. die Freie Stadt Danzig, 
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2. ihre Gemeindeverbände und Gemeinden, wenn das veräußerte Grundſtück in ihrem Bezirk liegt 


3. 


gemeinnützige Vereinigungen, die gemäß ihrer Satzung die innere Kolonifation, die Schaffung von, 
Kleinſiedlungen oder die Errichtung von Heimſtätten oder Wohnungen für die minderbemittelten 
Klaſſen betreiben, falls ſie den zur Verteilung gelangenden Reingewinn auf 4, höchſtens 5 v. H. 
Verzinſung der Kapitaleinlagen beſchränken, den Mitgliedern, den Geſchäftsführern oder ſonſtigen 
Beteiligten auch nicht in anderer Form beſondere Vorteile gewähren, bei Ausloſung, Austritt 
eines Mitgliedes oder für den Fall der Auflöſung nicht mehr als den Nennwert ihrer Anteile 
zuſichern und bei der Auflöſung den etwaigen Reſt ihres Vermögens für die vorbezeichneten 
Zwecke beſtimmen. 

Die Befreiung ſteht dieſen Vereinigungen nur zu, wenn ihre Gemeinnitgigfeit im Sinne 
dieſes Geſetzes vom Senat anerkannt iſt. 


- 


§ 7. 


Als ſteuerpflichtiger Wertzuwachs gilt der Unterſchied zwiſchen dem Selbſtkoſtenpreiſe und dem 
Veräußerungspreiſe. Unter Preis iſt das gezahlte Entgelt einſchließlich des vollen Wertes für die Neben⸗ 
leiſtungen zu verſtehen. 

Iſt der Selbſtkoſtenpreis oder der Veräußerungspreis nicht zu ermitteln, ſo tritt an deren Stelle 
der Wert des ſteuerpflichtigen Gegenſtandes. 

Beruht der Erwerb des Grundſtückes oder Grundſtücksteiles auf einem ſteuerfreien Rechtsvorgange 
(88 3 und 4), fo iſt für die Bemeſſung des Wertzuwachſes von dem Preiſe oder Werte zur Zeit des letzten 
ſteuerpflichtigen Rechtsvorganges auszugehen. 


8 8. 


Dem Selbſtkoſten⸗ und Veräußerungspreiſe iſt: 
a) in Abzug zu bringen der Wert der Maſchinen und des Zubehörs des veräußerten Grundſtückes. 


Zum Zwecke der Wertbemeſſung iſt von dem Steuerpflichtigen bei Abgabe der Steuererklärung 
(§ 14) über die übernommenen bezw. veräußerten Maſchinen und das Zubehör ein genaues 
Inventarverzeichnis mit Wertangabe einzureichen. Hat die Steuerbehörde gegen die von dem 
Steuerpflichtigen angegebene Wertbemeſſung auf Maſchinen bezw. Zubehör und auf das 
Grundſtück Bedenken, fo ift fie berechtigt, nach Anhörung von Sachverſtändigen und des Stener- 
pflichtigen eine andere Bemeſſung des Wertes, der auf Maſchinen bezw. Zubehör und auf das 
Grundſtück entfällt, vorzunehmen. 

Dem Steuerpflichtigen ſteht gegen die Abweichung der Feſtſetzung des Wertes das Rechts⸗ 
mittel des Einſpruchs zu (§ 21). 


b) hinzuzurechnen der Betrag, der außerhalb des Rechtsgeſchäfts, aber mit Rückſicht auf das 


abzuſchließende oder abgeſchloſſene Rechtsgeſchaft bezahlt oder vereinbart iſt. Hierzu rechnet 
auch die vom Käufer gezahlte Proviſion. 

Unerheblich iſt, ob die Zahlung an den Veräußerer oder an einen Dritten erfolgt oder 
erfolgen ſoll, oder ob ſie zur Abfindung von Rechten oder Anſprüchen dritter Perſonen hinſichtlich 
des Grundſtücks, der Beſtandteile und des Zubehörs ſtattgefunden hat oder ſtattfinden ſoll 


§ 9. 


1 Selbſtkoſtenpreis ſind hinzuzurechnen: 


1 


1. als Erwerbskoſten 4 v. H. des Erwerbspreiſes und, falls der Veräußerer nachweislich einſchließlich 


der ortsüblichen Vermittelungsgebühr einen höheren Betrag aufgewendet hat, dieſer Betrag. 

Die Höhe des ortsüblichen Betrages wird durch das Steuerpräſidium feſtgeſetzt. Die 
Anrechnung der Erwerbskoſten unterbleibt, ſofern an Stelle des Erwerbspreiſes der Wert des 
Grundſtücks oder Grundſtücksteiles maßgebend iſt. 


die beim Erwerb in der Zwangsverſteigerung ausgefallenen Hypotheken oder Grundſchuld⸗ 


forderungen des Veräußerers, ſeiner Ehefrau und Abkömmlinge. Dieſe Forderungen kommen, 
wenn ſie durch entgeltliches Rechtsgeſchäft erworben ſind, nur in Höhe des geleiſteten Entgelts 
in Anrechnung. A 


33 a 
Beruht ihr Erwerb auf einer Schenkung oder iſt ihre Eintragung innerhalb kürzerer Friſt 
als 6 Monate vor der Einleitung der Zwangsverſteigerung erfolgt, ſo werden die Forderungen 
nicht berückſichtigt, wenn fic) aus den Umftänden ſchließen läßt, daß Schenkung oder we 
eine Steuerumgehung bezwecken. moe 
3. die nachgewieſenen oder durch Schätzung des Steueramtes zu ermittelnden Aufwendungen abies 
Verbeſſerungen am Grundſtück während der Beſitzdauer, ſoweit fie das gewöhnliche Maß ber 
Inſtandhaltung überſchreiten und zur Zeit der Veräußerung noch vorhanden ſind. 


8 10. 
Die vom Erwerber übernommene Zuwachsſteuer iſt dem Veräußerungspreiſe hinzuzurechnen. 


§ 11. 
Vom Veräußerungspreiſe find in Abzug zu bringen: 
1. der Wert der durch den Veräußerer übernommenen außergewöhnlichen Laſten, 
2. die nachgewieſenen, dem Veräußerer zur Laſt fallenden Koſten der Veräußerung und Übertragung 
einſchließlich der gezahlten ortsüblichen Vermittelungsgebühr. 


9 12. 
Die Steuer beträgt: 


De ieee eee 
bei einem a STR eared = 
Wertzuwachs über 30 bis 20 bis 10 bis 5 bis 3 bis 2 bis- 1 bis ¼ bis 


S einſch. einſch. einſch. einſch. rinſch. einſch. einſch. a 
50 J. 80 J. 30 J. 20 J. 10 J. 153.) 39.) 23. 


bis 


end, 
hes 
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vom Hundert des Wertzuwachſes §§ 7 bis 11 


bis 10 v. H e 5, er 6 | 10 5 apes 30 | 35 
Here tree 3 4 5 1 18 | 30 35 | 40 
Ro, 700-5 2 * PG] 5 6 8 | 18 Seas 40 50 
100° „ 1507, 25 3,5 4 6 7.1.40 eal 25 40 45 55 
5000 3 4 5 7 8 12 = 25 30 45 50 60 
„ eee eee 5 6 8 10 id | 30 35 50 55 65 
DEE , 4 6 7 . 9 42 16835 40 55 50 2; 
I 00 e 7 8 10 14 18 | 40 48 „ 5 16 
„ 5 8 9 12 16 2042 De 5 n 
„ 400 2 450 „ „5,5 l 44 3 5 
„ 450 „ 6 10 tio et) 1 5 f 1 
„7500 S 550 % ne 26 48 0 h - ‘ 
„ 00 „ 7 e880 1 5 7 1 
„ eee 090, eine | -26..| 30 5 5 ; 5 
im 650 „ 700 Men een 182 = i 3 ; i 
TO e 18 |e 26m tr 304712285 5 i 5 u „ 
e e i Be = ee eee es 5 5 + n 5 
0 3850 „ „ OD Fi er 5 2 5 5 — lol 
| ee et 18_-| 24 32 38 44 4 u 7 P| 
900 „ 950 „I 19 26 34 4 47 5 1 4 i 7 
Eee 120 er OU c=, r 3 ge 
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" 


) Beſitzdauer ijt der zwiſchen den beiden in Betracht kommenden ſteuerpflichtigen Rechtsvorgängen liegende 
Zeitabſchnitt. 
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8 18. 

Jeder Wertzuwachs bis zu 5000 Wt bei einer Beſitzdauer von 20 Jahren und darüber bleibt 
ſteuerfrei. 

Die Zuwachsſteuer kann bis zur Hälfte ermäßigt werden, wenn ein nach dem 1. Juli 1918 neu 
bebautes Grundſtück erſtmalig veräußert wird. Dieſe Beſtimmung findet nur auf Grundſtücke Anwendung, 
die bis zum 1. Juli 1926 neu bebaut ſind. 

Ferner tritt für unbebautes Gelände eine Ermäßigung der Zuwachsſteuer ein bei einer Zuwachs— 
ſteuer bis zu 5000 M um 10 v. H. und bei einer Zuwachsſteuer von mehr als 5000 Mt um 5 v. H., 
wenn das unbebaute Gelände bis zum 1. Juli 1926 neu bebaut wird. 


§ 14. 

Seber Steuerpflichtige ſowie deſſen Erben oder geſetzliche Vertreter find verpflichte, dem Zuwachs⸗ 
ſteueramt in einer von dieſem zu beſtimmenden angemeſſenen Friſt und, falls eine Aufforderung nicht er⸗ 
geht, nach Ablauf von 2 Monaten ſeit Begründung der Steuerpflicht eine Zuwachsſteuererklarung nach vor- 
geſchriebenem Muſter einzureichen und auf Verlangen der Steuerbehörde über die Tatſachen, die für die 
Veranlagung der Abgaben von Bedeutung ſind, Auskunft zu geben ſowie die hierüber in ihrem Bei bee 
findlichen Urkunden vorzulegen. 

Wird die Stenererflärung nicht innerhalb der in Abſatz 1 geftellten Friſten abgegeben, fo kann ein 
Zuſchlag von 10 v. H. der endgültig feſtzuſetzenden Steuer erhoben werden. Dieſer Zuſchlag kann wiederholt 
auferlegt werden. 

§ 15. 


Die Steuererflärungen und die Auskünfte find mit der Verſicherung zu verſehen, daß die Angaben 
nach beſtem Wiſſen und Gewiſſen gemacht ſind. 

Wer in der Abſicht der Steuerhinterziehung wiſſentlich unrichtige Angaben macht, wird mit Gefängnis 
oder mit einer Geldſtrafe bis zu 30 000 M beftraft. Außerdem erfolgt Nachveranlagung bis zum zehnfachen 
Betrage der hinterzogenen Steuer. Die Einziehung der Steuer erfolgt unabhängig von der feſtgeſetzten Strafe. 

§ 16. 

Die Grundbuchämter, Behörden und Gemeinden der Freien Stadt Danzig haben von allen Rechts- 
vorgängen, die amtlich zu ihrer Kenntnis gelangen, unverzüglich dem zuftändigen Steueramt unter Über- 
ſendung einer Abſchrift der durch ſie aufgenommenen Urkunde Mitteilung zu machen und jede zur Ermitte⸗ 
lung und Erhebung der Abgaben zweckdienliche Hilfe zu leiſten. 

Die Notare haben von allen durch ſie beurkundeten Rechtsvorgängen unverzüglich dem Steueramt 
eine Abſchrift der aufgenommenen Urkunde einzureichen. 


§ 17. 

Außerdem ſind alle Perſonen auf Verlangen der Steuerämter verpflichtet, ſachdienliche Auskunft 
zu erteilen. 

Zur Verweigerung der Auskunft find lediglich Perſonen berechtigt, auf welche § 383, Ziffer 4 
und 5 der Zivilprozeßordnung Anwendung findet. 

Bei unberechtigter Weigerung oder wiſſentlich unrichtiger Auskunft kann dem Auskunftpflichtigen 
eine Ordnungsſtrafe bis zu 3000 M auferlegt werden. Bei wiſſentlich unrichtiger Auskunfterteilung haften 
ſie außerdem neben dem Steuerpflichtigen für den dadurch veranlaßten Steuerausfall als Geſamtſchuldner, 
falls ſie vor der Auskunfterteilung auf dieſe Rechtsfolge amtlich hingewieſen ſind. 


§ 18. 

„Werden die Angaben in der Steuererklärung nicht als richtig anerkannt, fo hat das Zuwachs⸗ 
ſteueramt ſie vor der Feſtſetzung der Steuer zu beanſtanden und dem Steuerpflichtigen die beanſtandeten 
Punkte mit angemeſſener Friſt zur Gegenerklarung mitzuteilen. 

N 

Die Eintragung des Erwerbers als Eigentümer in das Grundbuch darf erſt dann ſtattfinden, wenn 

dem Grundbuchamt eine Beſcheinigung des Steueramtes beigebracht iſt, daß die auf Grund eines Zuwachs⸗ 
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ſteuerbeſcheides zu zahlende Wertzuwachsſteuer gezahlt oder ſichergeſtellt iſt, oder daß eine Steuer nicht zur 
Erhebung gelangt. 

Das Steueramt kann auf Antrag einen Steuervorbeſcheid erteilen, wenn der Steuerpflichtige aus⸗ 
reichende Unterlagen für die Berechnung der Steuer beibringt. In dieſem Falle muß das Grundbuchamt 
auf Antrag eine Vormerkung zur Sicherung des Rechtes des Erwerbers auf Eigentumsübertragung eintragen 
und von Amtswegen loſchen. 

§ 20. 

Über die endgültig nach dem Ergebnis der Ermittelungen berechnete Zuwachsſteuer erteilt das Zu⸗ 
wachsſteueramt einen Steuerbeſcheid, der die Perſon des Steuerpflichtigen, den Betrag der Zuwachsſteuer, 
deren Berechnungsgrundlagen und die von der Steuererklärung abweichenden Punkte, ferner die zuläſſigen 
Rechtsmittel, die für dieſe feſtgeſetzten Friſten ſowie die Behörde, bei der ſie anzubringen ſind, angibt und 
zugleich die Anweiſung zur Entrichtung der Steuer innerhalb einer zu beſtimmenden Friſt enthält; die Friſt 
muß mindeſtens einen Monat betragen. ive 

§ 21. 

Gegen dieſen Steuerbeſcheid ift der Einſpruch beim Zuwachsſteueramt innerhalb eines Monats nach 
Empfang des Steuerbeſcheides zuläſſig. 

Gegen den ganz oder teilweiſe abweiſenden Einſpruchsbeſcheid kann binnen zwei Wochen die Klage 
im Verwaltungsſtreitverfahren beim Bezirksausſchuß erhoben werden. 

Die Entſcheidung des Bezirksausſchuſſes kann binnen zwei Wochen durch das Rechtsmittel der Re⸗ 
viſion beim Oberverwaltungsgericht angefochten werden, wenn der Wert des Beſchwerdegegenſtandes 1000 M 
überſteigt. 

Durch die Einlegung von Rechtsmitteln wird die Verpflichtung zur Zahlung oder Sicherſtellung 
der Steuer nicht aufgehoben. 

8 22. 

Der Anſpruch auf die Zuwachsſteuer verjährt in 10 Jahren, vom Schluſſe des Jahres an ge⸗ 
rechnet, in dem er entſtanden iſt. 

§ 23. > 

Die Zuwachsſteuer wird auf Antrag ganz oder teilweiſe erſtattet oder erlaſſen: 

1. bei Nichtigkeit, Aufhebung oder Rückgängigmachung des Rechtsgeſchäftes, 

2. bei Nichtigkeit der Auflaſſung oder des ſonſtigen, den Eigentumsübergang begründenden Rechts⸗ 

vorganges, 

3. bei Rückübertragung des Eigentums infolge Nichterfüllung der Vertragsbedingungen des Ver⸗ 

äußerungsgeſchaftes, 

4. bei Rückübertragung des Eigentums innerhalb eines Jahres ſeit der Veräußerung, 

es ſei denn, daß in dieſen Fällen die Abſicht vorliegt, die Zuwachsſteuer zu hinterziehen, 
5. aus beſonderen Billigkeitsgründen. 
Der Anſpruch zu Ziffer 1—5 erliſcht in einem Jahre ſeit Begründung der Steuerpflicht. 

Die Entſcheidung über Anträge gemäß Ziffer 1—4 ſteht dem Sumner über Anträge 
gemäß Ziffer 5 dem Senat zu. 

Wird die Abgabe nach Ziffer 1—4 und in vollem Umfange erstattet oder erlaſſen, ſo ſcheiden dieſe 
Rechtsvorgänge bei einem ſpäteren Steuerfall als Erwerbsvorgang aus. 


§ 24. 

Von dem Ertrage der Zuwachsſteuer erhält die Freie Stadt Danzig 55 v. H., die anderen 45 v. H. 
erhält die Gemeinde, in deren Bezirk ſich der Gegenſtand des ſteuerpflichtigen Rechtsvorganges befindet, wenn 
ſie mit der Veranlagung und Erhebung der Steuer betraut iſt. 

Hat die Veranlagung oder Erhebung ein Gemeindeverband, fo gebühren dieſem 20. v. H. und der 
Gemeinde, in der das veräußerte Grundſtück liegt, 25 v. H. 

Befindet ſich der Gegenſtand des ſteuerpflichtigen Rechtsvorganges im Bezirke mehrerer Gemeinden 
(Gemeindeverbände), ſo erhält die veranlagende Gemeinde oder der veranlagende Gemeindeverband 5 v. H. 
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Die verbleibenden 40 v. H. find durch den Senat, Steuerpraſidium auf die beteiligten Gemeinden nach 
einem den beſonderen Verhältniſſen gerecht werdenden Maßſtabe zu verteilen. 

Die Gemeinden (Gemeindeverbände) ſind berechtigt, mit Genehmigung des Senats durch Satzung 
zu beſtimmen, daß zu dem Anteil, der ihnen von dem Ertrage der Steuer zufließt, für ihre Rechnung mit 
Wirkung vom Inkrafttreten dieſes Geſetzes ab Zuſchläge erhoben werden. Die Zuſchläge ſind nach Hundert 
teilen zu berechnen; ſie dürfen im einzelnen Falle einhundert vom Hundert des der Gemeinde (dem Gemeinde⸗ 
verbande) zufließenden Betrages nicht überſteigen. Die Zuſchläge dürfen für die verſchiedenen Grundſtücksarten 
und nach der Dauer des für die Steuerberechnung maßgebenden Zeitraums verſchieden feſtgeſetzt werden. 

Steuer und Zuſchlag dürfen zuſammen 50 v. H., 

bei einer Beſitzzeit bis zu einem Jahre 55 v. H., 
bei einer Beſitzzeit bis zu ?/, Jahr 60 v. H. und 
bei einer Beſitzzeit bis zu /; Jahr 65 v. H. 
der Wertſteigerung nicht überſteigen. 
§ 25. . 

Dieſes Geſetz tritt mit ſeiner Verkündung in Kraft; gleichzeitig werden das Reichszuwachsſteuergeſetz 
vom 14. Februar 1911, die Staatsratsverordnung vom 3. Mai 1920, die ergangenen Ausführungsbeſtim⸗ 
mungen und die beſtehenden Satzungen über die Erhebung von Ortszuſchlägen aufgehoben. 

8 26. 
Die Ausführungsbeſtimmungen zu dieſem Geſetz erläßt der Senat. 


Danzig, den 21. Februar 1922. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 


Dr. Ziehm. Dr. Volkmann. 


22 Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 


Geſetz. 
betreffend Anderung der SS 106, 107 des Geſetzes vom 30. Juli 1883 
über die allgemeine Landesverwaltung. 


Einziger Artikel. 
Die 88 106, 107 des Geſetzes vom 30. Juli 1883 über die allgemeine Landesverwaltung werden 
wie folgt geändert: 
1. Der § 106 erhält folgende Faſſung: 

An Koſten kommt ein Pauſchſatz zur Hebung, welcher im Höchſtbetrage bei dem Kreisausſchuß 
und dem Bezirksausſchuß eintauſendachthundert Mark, bei dem Oberverwaltungsgericht viertauſend⸗ 
fünfhundert Mark nicht überſteigen darf. 

Für die Gebühren der Zeugen und Sachverſtändigen gelten die in bürgerlichen Rechts⸗ 
ſtreitigkeiten zur Anwendung kommenden Vorſchriften. Für die Berechnung des Pauſchſatzes kann 
vom Senat ein Tarif aufgeſtellt werden. 

2. Ziffer 2 des § 107 fällt fort. 


Danzig, den 16. Februar 1922. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 


Sahm. Schümmer. 
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Aus führungsbeſtimmungen 
zum Geſetz betreffend Anderung der SS 106, 107 des Geſetzes vom 30. Juli 1883 
über die allgemeine Landesverwaltung. 


Der von den preußiſchen Miniſtern des Innern und der Finanzen aufgeſtellte „Tarif für die 
Berechnung des Pauſchquantums im Verwaltungsſtreitverfahren vom 27. Februar 1884“ wird wie folgt 
abgeändert: 

1. Der Abſchnitt I erhält folgenden Wortlaut: 
Das nach §§ 106, 107 a. a. O. zur Hebung kommende Pauſchquautum wird nach dem 


Werte des Streitgegenſtandes berechnet und beträgt (vorbehaltlich der Beſtimmungen unter II, 
III und IV) für je 


20 Mark des Wertes bis⸗ W et 100 M 
ee te elt ee 300 „ 
60 „ „ ” 53 600 „ 
80 ” ” ” Ne „„ 1000 „ 
100 „ „ 5 8 1500 „ 
ZU ne „ „ 2500 „ 
400 „ 7 1 4500 „ 
700 ” ” " E 8000 „ 
1000 1 7) „* über r 8000 1 


a) bei dem Oberverwaltungsgericht ſechs Mark, 

b) bei den Bezirksausſchüſſen, Kreisausſchüſſen und den an Stelle des Kreisausſchuſſes tretenden 
Behörden drei Mark mit der Beſchränkung des Höchſtbetrages im Falle a auf 3000 Mk, im 
Falle b auf 1200 Mk. 

Die nur angefangenen Mehrwert⸗Beträge von 20, 40, 60, 80, 100, 200, 400, 700, 
1000 Mark werden für voll gerechnet. i 
2. Der Abſchnitt II erhält folgenden Wortlaut: 

Die Sätze zu I werden auf die Hälfte ermäßigt, wenn ao Entſcheidung ohne mündliche 
Verhandlung oder auf Anerkenntnis erfolgt oder die Sache durch Vergleich oder durch Zurücknahme 
der Klage, des Antrages auf mündliche Verhandlung oder des Rechtsmittels ihre Erledigung findet. 

3. An Stelle der zu Abſchnitt V gehörenden Tabellen treten die nachfolgend veröffentlichten neuen 

Tabellen A und B. 

4. Der erſte Abſatz des Abſchnittes VIII erhält folgenden Wortlaut: 

Iſt der Streitgegenſtand keiner Schätzung nach Geld fähig, fo wird deſſen Wert zur 
Berechnung des Pauſchquantums, je nach der größeren oder geringeren Wichtigkeit der Sache für 
die ſtreitenden Parteien, auf 50 bis 150000 ME. angenommen. 


Danzig, den 27. Februar 1922. 
Senat der Freien Stadt Danzig. 


Sahm. Sehümmer. 


58 
Tabelle A. 


Oberverwaltungsger icht. 


Das Pauſchquantum (§ 106 des Geſetzes über die allgemeine Landes⸗ 
verwaltung vom 30. Juli 1883), falls ein ſolches überhaupt zur Hebung 
kommt, beträgt, 


wenn die Entſcheidang ohne mündliche 
Verhandlung oder auf Anerkenntnis 


Wert erfolgt oder die Sache durch Vergleich! wenn die Entſcheidung nicht auf 
oder durch Zurücknahme der Klage oder 
des Streitobjektes des Antrages auf mündliche Verhandlung Anerkenntnis erfolgt und zwar 


oder des Rechtsmittels ihre Erledigung 
findet und zwar 


ohne nach erfolgter ohne nach erfolgter 
Beweisaufnahme | Beweisaufnahme [Beweisaufnahme Beweisaufnahme 
MA | & | M 2 | A| 2 2 


bis zu 20 M einſchl. — 
von mehr als 
20 M bis zu 40 M einſchl. — 
40 „ 60 „ — 
OU, 80 „ = 
80 „ 100 „ — 
100 „ 140 „ = 
140 „ 180 „ — 
Leg? = 220 „ — 
220 80 „ — 
260 „ 300 „ = 
300 „ 360 „ — 
360 „ 420 „ — 
420 „ 480 „ — 
480 „ 540 „ — 
540 „ 600 „ — 
600 „ 680 „ — 
680 „ 760 „ — 
760 „ 840 „ — 
840 „ 920 „ — 
920 „ 1000 „ — 
1000 „ 1100 „ — 
1100 „ 1200 „ — 
1200 „ 1300 „ = 
1300 „ 1400 „ — 


Das Pauſchquantum (8 106 des Geſetzes über die Allgemeine Landes⸗ 
verwaltung vom 30. Juli 1883), falls ein ſolches überhaupt zur Hebung 
kommt, (8 107 a. a. O.) beträgt 


wenn die Entſcheidung ohne mündliche 
Verhandlung oder auf Anerkenntnis 


Wert erfolgt oder die Sache durch Vergleich] wenn die Entſcheidung nicht auf 
oder durch Zurücknahme der Klage oder 
des Streitobjektes des Antrages auf mündliche Verhandlung Anerkenntnis erfolgt und zwar 


oder des Rechtsmittels ihre Erledigung 
findet und zwar 


ohne nach erfolgter ohne nach erfolgter 
Beweisaufnahme [Beweisaufnahme [Beweisaufnahme [ Beweisaufnahme 
HM | 
1700 M bis zu 1900 Meinſchl. 81 
1900 „ 2100 , 84 
2100 „ 2300 „ 87 
2300 „ 2500 , 90 g 
2500 „ 2900 „ 93 ‘ 139 50 186 = 279 = 
2900 „ 3300 „ 96 144 — 192 — 288 = 
3300 „ 3700 „ 99 148 50 198 — 297 = 
3700 „ 4100 „ 102 153 — 204 — 306 — 
4100 „ 4500 „ 105 157 50 210 — 315 — 
4500 „ 5200 „ 108 162 — 216 — 324 — 
5200 „ 5900 „ 111 166 50 222 — 333 — 
5900 „ 6600 „ 114 171 — 228 — 342 = 
6600 „ 7300 „ 117 175 50 234 = 351 2 
7300 „ 8000 „ 120 180 = 240 = 360 — 
8000 „ 9000 „ 123 184 50 246 — 369 — 
9000 „ 10000 „ 126 189 — 152 — 378 — 
10000 „ 11000 „ 129 193 50 258 — 387 = 
11000 ,, 12000 „ 132 x 198 — 264 — 396 — 
12000 „ 13000 „ 135 - 202 50 270 — 405 — 
13000 „ 14000 „ 138 207 — 276 — 414 — 
14000 „ 15000 „ 141 211 50 282 — 423 — 
15000 „ 16000 „ . 144 216 — 288 — 432 — 
16000 „ 17000 „ 147 220 50 294 — 441 — 
17000 „ 18000 „ 150 225 = 300 — 450 — 
. b DER 


467000 und mehr 1500 2250 — 3000 —— 4500 — 


des Streitobjeftes 


Wert 


bis zu 20 M einschl. 


40 


von mehr als 
20 M bis zu 40 M einſchl. 


60 


Bezirkd: und Kreisausſchuß. 


Das Pauſchguantum (8 106 des Geſetzes über die Allgemeine Landes⸗ 


Zabelte l. 


verwaltung vom 30. Inli 1883), falls ein ſolches überhaupt zur Hebung 
kommt, beträgt, 


wenn die Entſcheidung ohne mündliche 

Verhandlung oder auf Anerkenntnis 

erfolgt oder die Sache durch Vergleich 

oder durch Zurücknahme der Klage oder 

des Antrages auf mündliche Verhandlung 

oder des Rechtsmittels ihre Erledigung 
findet und zwar 


ohne nach erfolgter 


Beweisaufnahme Beweisaufnahme 
AM 2 Mm | 
1 50 2 25 
3 — 50 
4 50 6 75 
6 — 9 — 
7 50 ih 25 
9 — 13 50 
10 50 15 75 
i — 18 — 
13 50 20 25 
15 22 50 
16 50 24 75 
18 — 27 — 
19 50 29 25 
21 | = 31 50 
n 33 75 
24 — 36 — 
25 50 38 25 
27 — 40 50 
28 50 42 75 
30 = 45 — 
3l 50 47 | 25 
33 — 49 50 
34 50 51 75 
36 — 54 — 
37 50 56 25 
39 — 58 50 


wenn die Entſcheidung nicht 


auf 


Anerkenntnis erfolgt und zwar 


ohne 
Beweisaufnahme 
AM 


36 — 


48 — 


57 


nach erfolgter 
Beweisaufnahme 


Das Pauſchquantum ($ 106 des Geſetzes über die Allgemeine Laudes⸗ 
verwaltung vom 30. Juli 1883), falls ein ſolches überhaupt zur Hebung 
kommt, (§ 107 a. a. O.) beträgt, 5 


wenn die Entſcheidung ohne mündliche, 
Verhandlung oder auf Anerkenntnis 


Wert erfolgt oder die Sache durch Vergleich wenn die Entſcheidung nicht auf 
oder durch Zurücknahme der Klage oder 
des Streitobjektes des Antrages auf mündliche Verhondlung Anerkenntnis erfolgt und zwar 


oder des Rechtsmittels ihre Erledigung 
findet und zwar 


ohne nach erfolgter ohne nach erfolgter 
Beweisaufnahme | Beweisaufnahme [Beweisaufnahme] Beweisaufnahme 


= M 2 AH 4 At | ey Al | 2 


| | | 
1700 M bis zu 1900 Meinſchl. 40 50 COP de 81 — 121 50 
1900 „ 2100 , 42 a 84 ee . 
2100 „ „2300, Be een e e, e ee 
2300 „ 2500 „ 45 67 50 90 1 = 
2500 „ 2900 , 4 e gor © 93 — 50 
2900 „ 3300 „ zu 722 96 „ = 
3300 „ 3700 „ 49 50 74 205 99 8 50 
3700 „ 4100 , Bie . 4 50. 2402 — 1 183 = 
4100 „ 4500 , 52 50 78 75 | 105 5 50 
4500 „ 5200 „ 54 = a: => | 2 = 
5200 „ 5900, ae 50 83 25 111 . 90 
5900 „ 6600 „ ote 85 50% ya ee i yi 
6600, 7800 58 50 87 7% 117 EB 50 
7300 „ 8000 „ 60 90 — 120 = 180 a 
8000 „ 9000 , 61 50 92 25 123 1 50 
9000°, 10000, u 94 | 50 | 126 a TED = 
10000, 11000, BE f= oe ee 75 120 = J 198 50 
11000 „ 12000 = 99 = 132 = 198 2 
12000 „ 13000, 6 50 101 25.135 203 50 
13000 „ 14000 „ 69 | -- 108 50 138 = 207 = 
14000 , 15000, = 70, e ee Ai 0 
15000 „ 16000, 722 10% — | 216 = 
16000 „ 17000, 732 50 110 % | aa? — 22⁰ 50 
17000 „ 18000, uſw. 75 rn 2 >; 
367000 „ und mehr on == ggg me 1200| - El äh 2 


Schriftleitung: Büro des Senats der Freien Stadt Danzig. — Druck von A. Schroth in Danzig. 


